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DATEN UND PROGNOSEN

Aaron Günther, Christiane Pflug, Niklas Potrafke und Ramona Schmid

Bundestagswahl 2025: Ökonomen  
sehen positive Impulse und hohen  
Reformbedarf

Nach dem Bruch der Ampel-Koalition im November 
2024 wurde am 23. Februar 2025 vorzeitig ein neuer 
Bundestag gewählt. Die Union ging mit 28,5 % der 
Stimmen als stärkste Kraft hervor und führt derzeit 
mit der SPD (16,4 %) Koalitionsgespräche über eine 
mögliche schwarz-rote Koalition. Die kommende Bun-
desregierung steht vor großen Herausforderungen: 
Veränderungen in der geopolitischen Sicherheitslage, 
Spannungen in den transatlantischen Beziehungen 
und eine anhaltende Wachstumsschwäche der deut-
schen Wirtschaft. Vor diesem Hintergrund widmet 
sich das 50. Ökonomenpanel von ifo und Frankfurter  

Allgemeinen Zeitung (FAZ) den wirtschaftlichen Auswir-
kungen der wahrscheinlich neuen Regierungskoalition 
und identifiziert Reformen, die vorrangig angegan-
gen werden sollten. An der Umfrage im Zeitraum vom  
25. Februar bis zum 4. März 2025 nahmen 205 Öko-
nominnen und Ökonomen teil.

POSITIVE ERWARTUNGEN AN EINE MÖGLICHE 
SCHWARZ-ROTE KOALITION

Nach drei Jahren unter der Ampelregierung, die von 
wirtschaftlichem Stillstand, nachlassender Wettbe-
werbsfähigkeit sowie zunehmender politischer Un-
sicherheit geprägt waren, sehen die teilnehmenden 
VWL-Professorinnen und VWL-Professoren der Zukunft 
nun optimistischer entgegen. Die Mehrheit erwartet 
unter einer möglichen schwarz-roten Koalition positive 
Auswirkungen für Deutschland. 

58 % gehen davon aus, dass sich eine schwarz-
rote Koalition positiv auf die politische Stabilität aus-
wirken wird (vgl. Abb. 1). 9 % erwarten sogar sehr 
positive Auswirkungen, während 16 % keinen Effekt 
und 14 % bzw. 1 % einen negativen bzw. sehr nega-
tiven Effekt auf die politische Stabilität erwarten.  
2 % antworten mit »Weiß nicht«. 

Die Auswirkungen auf die Stärkung der Rolle Euro-
pas in internationalen Beziehungen werden ebenfalls 
mehrheitlich positiv bewertet: Entsprechend erwarten 
62 % der Teilnehmenden positive und weitere 15 % 
sehr positive Auswirkungen. Lediglich 6 % schätzen die 
Auswirkung als negativ bzw. sehr negativ ein, während 
15 % keinen Effekt erwarten. 2 % der Teilnehmenden 
antworten mit »Weiß nicht«.

Ein ähnliches Stimmungsbild zeigt sich in Be-
zug auf Deutschlands Position im internationalen 
Standortwettbewerb: 57 % der Ökonominnen und 
Ökonomen erwarten positive bzw. sehr positive Aus-
wirkungen einer schwarz-roten Koalition. Gleichzei-
tig erwarten 31 %, dass eine neue Bundesregierung 
keine Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit hat.  
9 % der Teilnehmenden sehen negative bzw. sehr ne-
gative Auswirkungen. 3 % beantworten diese Frage 
mit »Weiß nicht«.

Hinsichtlich des Wirtschaftswachstums fallen die 
Einschätzungen ebenfalls positiv aus: Die Mehrheit der 
Teilnehmenden (63 %) ordnet die Auswirkungen einer 
schwarz-roten Koalition auf das Wirtschaftswachstum 
als positiv bzw. sehr positiv ein. Lediglich 7 % bzw. 1 % 
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Abb. 1

Das aktuelle Ökonomenpanel befragt VWL-Professorinnen und 
VWL-Professoren in Deutschland zu ihren Einschätzungen hin-
sichtlich der Auswirkungen und Anforderungen einer neuen 
schwarz-roten Bundesregierung. Im Bereich der Sicherheitspoli-
tik zeigt sich eine breite Zustimmung zur Schuldenaufnahme, 
um den steigenden Finanzbedarf zu decken. Als drängendste 
Handlungsfelder für die neue Bundesregierung nennen die 
Ökonominnen und Ökonomen vor allem den Bürokratieabbau, 
Reformen in der Rentenpolitik sowie Maßnahmen in der Ener-
gie- und Klimapolitik. Insgesamt zeigen die Teilnehmenden eine 
zuversichtliche Haltung gegenüber der wirtschaftlichen Zukunft 
Deutschlands unter einer möglichen schwarz-roten Koalition.
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erwarten negative bis sehr negative Auswirkungen auf 
das Wachstum und 27 % gehen von keinem Effekt aus. 
2 % antworten mit »Weiß nicht«. 

Damit zeigen sich insgesamt optimistischere Aus-
sichten auf die Wirtschaftspolitik einer möglichen 
schwarz-roten Koalition im Vergleich zur Ampelre-
gierung. Dieser wurde im Ökonomenpanel vom Sep-
tember 2023 ein eher negatives Zwischenzeugnis ihrer 
Wirtschaftspolitik ausgestellt (Gründler et al. 2023). 
Eine Rückkehr zu einer Koalition aus Union und SPD, 
einst als Große Koalition bekannt, würde voraussicht-
lich keinen bedeutenden wirtschaftspolitischen Kurs-
wechsel mit sich bringen – wie eine Analyse früherer 
Bündnisse auf Bundesebene zeigt (Kauder et al. 2014).

ZUSTIMMUNG FÜR FINANZIERUNGSMODELLE 
MIT ZUSÄTZLICHEN SCHULDEN FÜR DIE 
SICHERHEITSPOLITIK 

Die Sicherheits- und Verteidigungspolitik steht derzeit 
im Zentrum des öffentlichen Diskurses, insbesondere 
im Hinblick auf die angespannten transatlantischen 
Beziehungen. Um Mehrbedarfe in der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik finanzieren zu können, werden 
verschiedene Modelle in der Öffentlichkeit diskutiert. 
Das Urteil der teilnehmenden Ökonominnen und Öko-
nomen fällt gemischt aus.

Eine der diskutierten Möglichkeiten besteht da-
rin, Verteidigungsausgaben von der Schuldenbremse 
auszunehmen. Dieser Vorschlag wurde nach unserer 
Umfrage in Form einer Grundgesetzänderung1 bereits 
umgesetzt: Alle Verteidigungsausgaben oberhalb von  
1 % des Bruttoinlandsprodukts werden nicht mehr 
auf die Schuldenbremse angerechnet. Den allgemei-
nen Vorschlag einer Ausnahme für Militärinvestitio-
nen von der Schuldenbremse, der noch vor der Veröf-
fentlichung des ersten Sondierungspapiers2 bewertet 
wurde, sehen 30 % der teilnehmenden Ökonominnen 
und Ökonomen als sehr geeignet und weitere 38 % 
als geeignet zur Finanzierung von Mehrbedarfen an 
(vgl. Abb. 2). Eine Minderheit von 13 % bzw. 9 % be-
wertet diese Möglichkeit als ungeeignet bzw. sehr un-
geeignet. Insgesamt sehen 9 % der Teilnehmenden die 
Eignung als neutral an und 1 % antworten mit »Weiß 
nicht«.

Ähnlich eindeutig fällt die Einschätzung des 
Vorschlags aus, die Mehrbedarfe in der Sicherheits-
politik durch die Einrichtung eines neuen »Sonder-
vermögens Bundeswehr« zu finanzieren. Insgesamt  
71 % der Teilnehmenden halten diese Finanzierungsop-
tion für geeignet (41 %) oder sehr geeignet (30 %). Nur 
10 % bewerten den Vorschlag als ungeeignet, weitere  
7 % als sehr ungeeignet, während 9 % neutral bleiben.  
3 % antworten mit »Weiß nicht«.

1 Der Bundestag stimmte der Änderung des Grundgesetzes am  
18. März 2025 zu, die Zustimmung im Bundesrat erfolgte am 21. März 
2025.
2 Das erste Sondierungspapier zum geplanten Finanzpaket wurde 
am 4. März 2025 vorgestellt.

Als weitere Option neben der Schuldenfinanzie-
rung von zusätzlichen Sicherheitsausgaben wurde 
die Eignung einer möglichen Erhöhung der Umsatz-
steuer abgefragt, wo die Meinungen weiter ausein-
ander gehen. Während 23 % der VWL-Professorinnen 
und VWL-Professoren diesen Vorschlag als sehr unge-
eignet und 31 % als ungeeignet bewerten, halten ihn  
17 % für geeignet und 8 % als sehr geeignet. Eine neu-
trale Haltung haben 21 % der Teilnehmenden.

Die Möglichkeit, Einsparungen in anderen Berei-
chen vorzunehmen, um die Finanzierung des Verteidi-
gungsetats zu ermöglichen, findet breite Zustimmung: 
36 % der Teilnehmenden halten diesen Vorschlag für 
geeignet, 29 % bewerten ihn sogar als sehr geeignet. 
Demgegenüber lehnen insgesamt 26 % den Vorschlag 
ab und bewerten ihn als ungeeignet bzw. sehr un-
geeignet. 9 % der teilnehmenden Ökonominnen und 
Ökonomen nehmen eine neutrale Haltung ein. 

Die Meinung zur Einführung einer einmaligen Ver-
mögensabgabe zur Finanzierung des Verteidigungs-
haushalts ist überwiegend negativ: 26 % der Teilneh-
menden geben an, dass sie diesen Vorschlag als sehr 
ungeeignet bewerten, 34 % als ungeeignet. Gleichzei-
tig bewerten 14 % der Teilnehmenden den Vorschlag 
als neutral, 18 % als geeignet und nur 7 % als sehr 
geeignet. 1 % antwortet mit »Weiß nicht«.

EKLAT IM WEISSEN HAUS HAT NUR GERINGEN  
EFFEKT AUF ZUSTIMMUNG ZU SCHULDEN

In den Umfragezeitraum fiel der politische Eklat im 
Weißen Haus am 28. Februar 2025, als US-Präsident 
Trump mit seinem ukrainischen Amtskollegen Selens-
kyj auf offener Bühne stritt. Dieses Treffen machte der 
europäischen Politik noch einmal deutlich, dass die 
neue amerikanische Regierung weniger verlässlich als 
ihre Vorgängerregierung ist und nur in einem gerin-
geren Maße bereit ist, die Ukraine zu unterstützen. 
Politische Großereignisse können die Erwartungen 
in Expertenbefragungen verändern, wie eine Studie 
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zum Überfall Russlands auf die Ukraine und Inflations-
erwartungen von Ökonominnen und Ökonomen in 
Deutschland zeigt (Dräger et al. 2025). Daher stellen 
wir die Frage: Hatte der Eklat im Weißen Haus, der 
auch als Argumentation für den vollzogenen Kurs-
wechsel in der Fiskalpolitik der CDU dient, Auswir-
kungen auf die Meinung der teilnehmenden Ökono-
minnen und Ökonomen zur Schuldenfinanzierung von 
Sicherheitspolitik? 

Dazu teilen wir die Teilnehmenden in zwei Grup-
pen, je nachdem ob sie vor dem 28. Februar 2025 um 
20 Uhr die Umfrage ausgefüllt haben oder danach. 
Ungefähr 12 % der Teilnehmenden nahmen danach 
teil und verfügten damit über andere Informationen 
zu der Verlässlichkeit der amerikanischen Partner.  
Abbildung 3 zeigt die Bewertung der Ökonominnen 
und Ökonomen der ersten Frage, inwieweit die Aus-
gaben für Verteidigungspolitik von der Schulden-
bremse ausgenommen werden sollen. Aus den Ant-
worten wurde eine binäre Variable kodiert, die den 
Wert 1 annimmt für Antworten mit »Sehr geeignet« 
oder »Geeignet«. Zwar steigt der Wert der Zustimmung 
zur Schuldenaufnahme von 68 % von Teilnehmenden 
vor dem 28. Februar 2025 auf einen Wert von 74 % bei 
Teilnehmenden danach, jedoch ist der Unterschied 
statistisch nicht signifikant.

Ähnliches zeigt sich auf bei der Frage zur Schaf-
fung eines neuen Sondervermögens für die Bundes-
wehr. Hier sieht zwar ein höherer Anteil der nach 
dem 28. Februar 2025 Teilnehmenden den Vorschlag 
als sehr geeignet (35 zu 29 %) an, allerdings ist auch 
dieser Unterschied statistisch nicht signifikant und 
es gibt keine Differenz, wenn die Kategorien »Sehr 
geeignet« und »Geeignet« zusammengezählt werden.

DRINGENDER REFORMBEDARF BEI BÜROKRATIE 
UND STEUERN

Im letzten Teil des Ökonomenpanels zur Bundestags-
wahl 2025 werden deutsche Ökonominnen und Öko-
nomen nach drei (weiteren) Reformen befragt, die 
eine neue Bundesregierung sofort angehen sollte. Am 
häufigsten wurden, mit 67 Nennungen, Reformen im 
Bereich »Bürokratieabbau und Deregulierung« vor-
geschlagen (vgl. Abb. 4). Hierbei wurden häufig das 
allgemeine Schlagwort »Bürokratieabbau«, aber auch 
spezielle Reformvorschläge wie die Abschaffung des 
sogenannten »Lieferkettengesetzes« genannt. Dies 
deckt sich mit Ergebnissen aus dem 46. Ökonomen-
panel, in dem der Bereich Bürokratie und Regulie-
rung als große Schwäche des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland bewertet wurde (Potrafke et al. 2024).

An zweiter Stelle folgen Reformvorschläge aus 
dem Bereich Rentenpolitik (49 Nennungen) sowie 
Energie- und Klimapolitik (48 Nennungen). In der Ren-
tenpolitik wird vor allem eine Erhöhung des Renten-
eintrittsalters gefordert, aber auch eine Begrenzung 
der Bundeszuschüsse thematisiert. Dies bestätigt 
die Ergebnisse früherer Umfragen des Ökonomen-
panels (Blum et al. 2018). Im Bereich der Energiepolitik 
wird eine stärkere Orientierung der Politik an dem  
CO2-Preis und eine Reduzierung kleinteiliger Sub-
ventionen gefordert. Außerdem sprechen sich einige 
Teilnehmende für eine Reform der Finanzierung der 
Netzentgelte aus.

Weitere vorgeschlagene Reformen, die aus Sicht 
der Ökonominnen und Ökonomen dringend ange-
gangen werden sollten, adressieren die Sozialpolitik. 
Hierbei stechen der Vorschlag zur Reform des Bürger-
gelds und der Vorschlag einer besseren Abstimmung 
verschiedener Sozialleistungen zur Erhöhung der 
Arbeitsanreize hervor. Auch im Bereich der Steuer-
politik werden Reformen gefordert, wie beispiels-
weise eine Senkung der Unternehmensteuersätze 
auf ein international wettbewerbsfähiges niedrige-
res Niveau. Reformen in der Migrationspolitik haben 
ebenfalls eine höhere Priorität bei den teilnehmenden  
VWL-Professorinnen und VWL-Professoren. Hierbei 
wird einerseits auf eine Begrenzung der irregulären 
Migration und andererseits auf die Schaffung besserer 
Rahmenbedingungen für die Zuwanderung von Fach-
kräften hingewiesen. 

Reformideen in den Bereichen öffentliche Inves-
titionen, Bildung, Digitalisierung, Gesundheitswesen, 
Wohnen und Bundeshaushalt werden weniger häufig 
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genannt. Unter der Kategorie »Sonstiges« sind seltener 
genannte Reformvorschläge wie eine Neuordnung der 
föderalen Beziehungen zwischen Bund- und Ländern 
oder eine Reform der öffentlichen Verwaltung zur Ef-
fizienzsteigerungen subsummiert. 
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